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Griechische Außenpolitik nach Andreas Papandreou

Jürgen Reuter

Als Kostas Simitis im Januar 1996 das Amt des Ministerpräsidenten übernahm, war man gespannt, u'ie
sich der Nachfolger gegenüber der einstigen übermächtigen PASOK-lntegrationsfigur Andreas Papandreou
profi l ieren würde. Außenpolit isch machte Simitis bald von sich reden, nicht nur durch seine besonnene Hal-
tung während der lmia-Krise, sondern auch durch seine souveräne Polit ik bezüglich des Streites um die Be-
nennung der früheren jugoslawischen Republik Makedonien. Auch seine Entspannungsbemühungen in dern
traditionell belasteten Verhältnis zur Türkeir zeigten Erfolge und trugen zur Verbesserung des internationalen
Ansehens Griechenlands bei. Inzwischen bescheinigt auch die deutsche Presse dem griechischen Ministerprä-
sidenten, aus dem Schatten des Übervaters Papandreou herausgetreten zu sein und achtbare Leistungen er-
bracht zu haben. Auch wirtschaftspolit ische Erfolge werden Simitis zugerechnet. So wollte EU-Kommissions-
präsident Santer kürzlich nicht ausschließen, daß Griechenland bereits Ende 1998 der Währungsunion beitre-
ten könne. l

Unter Simitis' Amtsführung konnte sich Griechenland vom Image des "Querulanten in der EU" befreien.
In d iesem Sinne bewertete der  Generalsekretär  des gr iechischen Inforrnat ionsminis ter iunrs,  Iannis Nikolaou.
die Ergebnisse einer von der griechischen Regierung in Auftrag gegebenen Studie des Allensbacher lnstituts
li ir Demoskopie. Darin war untersucht worden, wie bundesdeutsche "Meinungsmacher" (2.B. Journalisten und
Medienvertreter) Griechenland und dessen Polit ik bewerten. Nikolaou betonte, die Ergebnisse der Untersu-
chung machten d ie kont inuier l iche Verbesserung des Außen-Bi ldes Gr iechenlands deut l ich.  Ein Grund dafür
sei die Tatsache, daß die großen Probleme, die das Land in der Vergangenheit zu bewältigen hatte und die
das Bild Griechenlands gegenüber den anderen Staaten verdunkelt hätten, abgeschwächt oder gelöst rverden
konnten.  Als  Beispie l  nannte Nikolaou in d iesem Zusammenhang das Makedonien-Problem.r

Auch El isabeth Noel le-Neumann beobachtete d ie Veränderung:  "Unter  ihrem jetz igen Min is terpräsidenten

ISimi t is  -  J .R. ]  macht  Gr iechenland bei  den Deutschen ganz rasche For tschr i t te  in  publ ic  re lat ions.  in  S.vrr -
path ie."o Im fo lgenden Bei t rag sol l  d ie Außenpol i t ik  der  Simi t is-Adminis t rat ion und d ie gervandel te außen-
pol i t ische Problernkonste l la t ion Gr iechenlands untersucht  werden.

Außenpol i t ische Probleme zu Beginn der  neunziger  Jahre
Der EU-Mitgliedstaat Griechenland - geographisch von den restl ichen EU-Staaten getrennt - l iegt inmitten

der Balkan-Krisenregion, d.h. Griechenland grenzt an Staaten mit destabilen polit ischen Systemen. Anfang
der neunziger Jahre bestanden entweder bilaterale KonJlikte unterschiedlicher Ausprägung zwischen Athen
und den Nachbarländern, oder in diesen Nachbarstaaten gab es polit ische Destabil itat, Konflikte und sogar
Kr iege.  Meistens t rafen aber beide Var ianten zu:  Konf l ik te Athens mi t  den pol i t isch destabi len Nachbar län-
dern.  Während Cr iechenland mi t  Bulgar ien besonders sei t  1973 te i lweise recht  f reundschaf t l iche Beziehungen
unterhälti, bestanden mit allen anderen Nachbarstaaten Streitpunkte unterschiedlicher Intensität. In der ersten
Häl f te  der  neunziger  Jahre.  vor  a l lern b is  1994,  verschlechter len s ich d ie Beziehungen Athens zu seinen
Nachbarn in  e in igen Fäl len erhebl ich.  Bl icken wir  kurz zurück:

Bulgarien - Regierungsbildung mit Unterstützung der BRF
Beispielhaft für eine extreme griechische Bedrohungsperzeption ist die Wahrnehmung der innenpolit i-

schen E,ntwick lung Bulgar iens Anfang der  neunziger  Jahre.  Nach den Par lamentswahlen vom Oktober l99l
mußte s ich d ie konservat ive bulgar ische Regierung unter  der  Führung von Fi l ip  Dimi t rov auf  e ine Parte i  der
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Vql .  "Kostas Simit is  is t  längst  aus dem Schatten Papandreous herausgetreten".  Handelshlat t  (24.4.1991) und "Simit is  ruf l  zu enccr
Zusammenarbeit mit der-l'ürkei aul.'. Frankfurter lllgemeine kitung (26.1.1997).
. {n e inen so l iü l ren Bci t r i t t  Gr icchenlands zur Währungsunion glaubt  in Athen ivohl  n iemand. Mi tarbei ter  im Wir tschal isminster iunt
rechnen damit .  daß Griechenland mögl ichenveisc im Jahre 2000. a lso in der zrvei ten Rundc Mitg l icd der Währungsunior t  uerdcn
könne. (Vgl .  "Gr iechenland kommt".  Die l fe l t  (10.6.1997).

Vgl .  Interv ierv mit  dcm Gcneralsekretär  des gr iechischen Infbrrnat ions- und Presseminister iums. Iannis Nikolaou.  gcscndct  in der
gr iechischc.n Nachnchtcnscndung "Eidiseis" .  ETl .  (24.9 1997 ) .  21.00 Uhr OESZ.
El isabeth Noel le-Neumann. l ) i rcktor in des Al lensbacher Inst i tuts für  Dcmt ' rskooie in e inem lnterv ierv in der cr iechischcn r , \achr ich-
t e  n :e  ndung  " f  i t l i ' c i . " .  ET  l .  ( 2 -1 .9  l aa l l .  21  . 00  Uh r  OFS ,z
Am 31.3.1973 r iurdc die "Gemeinsame Deklarat ion über d ie Pr inzip ien von guter  Nachbarschaft .  gcgensei t igern Verständis und
Zusammenarbei t "  zwischen Athen und Sof ia unterzeichnet.  Nach der Bcsetzung Zyperns durch die ' l 'ürkei  im Jahre 197.1 ändertc
Griechenland sein Verte id igungsdogrna.  Die Bedrohung des Landes komme aus dem Osten (1 'ürkei) .  rvährend vom Norden hcr.
insbesonderc von Bulgar ien (damals Mitg l ied des Warschauer Paktes) keine Getähr drohe.  Im Septernber 1986 unterzcichneten
Griechcnland und Bulgarien erneut eine "Deklaration über Freundschaft. gute Nachbarschaft und Zusammenarbeit". Vgl. K.vriakos
Kentrotis. "Voulgaria". in: Thanos Veremis. (llg.). I'alkania - Apo ton dipolismo sti neo epochi (Athen: Ekdoseis Gnosi). 199.1. S.
219-433 (S.  39711.)  und Heinz-Jürgen AxVHeinz Kramer.  Entspannung rn Agci iskonf l ik t? (Baden-Baden: Nonros.  1990).  S.12.
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türkischstämmigen Minderheit, der Bewegung für Rechte und Freiheiten (BRF) stützen, die ihrn Ende 199 I
mit einem Wähleranteil von l,5Yo zur Regierungsl?ihigkeit verholfen hatte.6 ln Griechenland wurde diese
Konstellation mit Schrecken beobachtet. Schließlich seien die in Bulgarien lebenden Türken - so der Athener
Standpunkt - in ihrem tiefsten Inneren auf das türkische Mutterland hin orientiert. Hellas befürchtete. daß die
neue bulgarische Regierung dadurch an die Seite der in vielen polit ischen Streitfragen in Gegensatz zu Athen
stehenden Türkei treten könnte. Tatsächlich wurde bereits am 20.12.1991 zwischen Bulgarien und der Türkei
ein Abkommen über Vertrauensbildung, Sicherheit und militärische Kontakte unterzeichnet.T Die polit ische
Einflußnahme der Partei der türkischen Minderheit paßte nach griechischer Ansicht in die türkische Strategie
der Unterstützung und Beeinflussung autonomer polit ischer Gebiete moslemisch-türkischer Minderheiten auf
dem gesamten Balkan. Die griechische Regierung war sich nach diesen Entwicklungen nicht n.rehr sicher, ob
der noch kurz vor der Wahl mit Bulgarien abgeschlossene Vertrag über Freundschaft und gegenseitige Zu-
sammenarbeit auch wirklich die erhoffte polit ische Achse Sofia-Athen begründen würde.s Zudem hatte die
bulgarische Regierung bereits im Januar 1992 die ehemalige jugoslawische Republik Makedonien nach deren
Abtrennung vom zerrütteten jugoslawischen Bundesverband als unabhängigen Staat unter der Bezeichnung
"Republik Makedonien" völkerrechtl ich anerkannt. Die explizit von Bulgarien ausgesprochene Weigerung.
mit diesem Schritt auch eine makedonische Nation/Ethnos anzuerkennen, hatte in diesem Zusammenhang
völkerrechtl ich betrachtet keinerlei Relevanz. Erst nachdem die konservative Regierung ihre Mehrheit im Par-
lament bei den Wahlen vom Dezember 1994 verloren hatte und dadurch die Sozialistische Partei wieder die
absolute Mehrheit erringen konnte, stellte sich wiederum Optimismus bei zahlreichen griechischen Polit ikern
ein.n Nun war eine Regierungsbeteil igung der mit Argwohn betrachteten "Türken-Partei" ausgeschlossen.
Sei tdem bemüht  s ich Gr iechenland um eine Wiederbelebung der  b is  zum Sturz des Kommunismus suten Be-
z iehungen mi t  Sof ia. 'o

Streit Athen-Skopje
In Gr iechenland wurde sei t  Beginn der  neunziger  Jahre das "Makedonien-Problem",  bei  dem es im Kern

um die Frage der Namensgebung des Nachbarstaates geht, zu einer nationalen Existenzfrage überhöht." Die
Außenpolit ik Athens konzentrierte sich zu jener Zeit fast ausschließlich auf die "Makedonien-Frage". Erst
durch das Interim-Abkommen vom 13.9.1995 trat eine Wende ein, da folgende zentrale Streitpunkte beige-
legt werden konnten: Es erfolgte eine Absage an grenzrevisionistische Positionen, irredentistische Ansprüche
in Gestalt des Schutzes und der Fürsorge fi ir die "schwester und Brüder" in "Agäis-Makedonien" wurden als
vertragswidrig gekennzeichnet, die gleichberechtigte Mitarbeit Skopjes in internationalen Organisationen ge-
sichert und das "entl iehene" Symbol der "Sonne von Vergina" wurde von der Nationalflagge Skopjes ent-
fernt. Athen hob darauflrin sein Wirtschaftsembargo auf. Den Namensstreit allerdings klarnmert das Abkom-
men aus und verweist auf eine künftige Übereinkunft in dieser Frage, die bis heute aussteht. Jedoch gibt es
derzeit wieder Hoffnung auf eine baldige Einigung: Der UNO-Vermittler C. Vance soll Ende September die
Staatsbezeichnung "Makedonien-Skopje" vorgeschlagen haben und diese Bezeichnung soll möglicher-weise die
Chance besitzen, sowohl in Athen als auch in Skopje akzeptiertzu werden.r2

Kontroverse mi t  Albanien
Sei t  1994 entstanden g le ich mehrere Kr isen der  gr iechisch-a lbanischen Beziehungen.  Sie wurden durch

folgende Ereignisse ausgelöst und wieder deeskalierl:
l. Durch einen Überfall von Mitgliedern der von Griechenland aus agierenden Extremistengruppe "Front zur
Befreiung des Nordepirus" auf einen Posten der albanischen Armee im Grenzort Peshkepi am 10.4.1994.
2. Durch den umstrittenen Spionageprozeß im Sommer 1994 gegen Vertreter der in Albanien lebenden grie-
chischen Minderhei t .

Vgl.  d ie Komment ierung der bulgar ischerr  Par lamentswahlen in:  1 Kathimer in i  (17.10.1991).
Ygl .  Archiv der Gegenvart .64.  Jahrgang !9911 (Siegler  & Co.:  l99l) .  S.  36.340.
Vgl .  Kentrot is .  Kyr iakos.  a.a.O..  S.  406f  .
Vgl .  zu den Ergebnissen:  "Sosia l is tes oi  megaloi  n ik i tes",  in:  I  Kathimer in (20.12.1994).  S.  9.
Vgl .  "Ta erot imata ton eklogon".  in:  I  Kathimer in (11.12.1994),  S.  26.
Vgl. zur Entwicklung der Beziehungen Athen-Skopje, zu den diversen Lösungsvorschlägen liir einen Vertragsabschluß und zunr
Interim-Abkommen vom 13.9. 1995 ausflihrlich: Jürgen Reuter, "Athens schrvieriger Weg zum Abschluß eines Interim-Abkomnrcns
mit Skopje". Südosteuropa Mitteilungen.4 (1995), S. 333-359, Christos Rozakis, Politikes kai nonikes diastaseis tis ,netavatikis
sym;fonias tis Neas Yorkis metari Elladas kai PCDM (Athen: Sideris 1996), Heinz-Jürgen Axt. "Zeichen der Hoffhung?". Südosteu-
ropa.2(1996).  S.  187-90 und loannis Cholevas.  I  "Endiantesi  Sym;fonia" Athinon-Skopion (Athen:  Ekdoscis Pelasgos.  1995).
Vgf  .  " 'Makedonia-Skopia '  proteinei  o Vans",  T 'o I l ima (28.9.1997).  S.  l .
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3. Durch den Regierungsentwurf zur Verfassungsrevision, welcher der Bevölkerung Albaniens zur Volks-ab-
stimmung vorgelegt wurde, den die Bürger jedoch im November 1994 ablehnten. Der Entwurf enthielt das
Erfordernis der albanischen Staatsbürgerschaft als Voraussetzung für die Einsetzung von Oberhäuptern der
großen Religionsgemeinschaften. Dadurch wäre es dem griechischen Metropoliten der albanischen autokepha-
len orthodoxen Kirche, E,rzbischof Anastasios, verwehrt worden, sein Amt weiter auszuüben.
4. Durch eine an beide Seiten gerichtete explizite Aufforderung von Präsident Clinton, einen Dialog ohne
Vorbedingungen zu führen im Januar 1995.

Am 13. und 14. März 1995 kam schließlich der Besuch des griechischen Außenministers Papoulias in
Tirana zustande.rr Als positives Ergebnis konnte nach diesem Besuch eine Vereinbarung über die Errichtung
gemischter griechisch-albanischer Ausschüsse zur Lösung beiderseitiger Probleme verbucht werden. Dazu
zählten das Minderheitenproblem in Südalbanien,Nordepirus, die Verhinderung il legaler Einwanderun_9 von
Albanern nach Griechenland und die Frage der Staatsangehörigeit des in Albanien tätigen Erzbischofs der
gr iechisch-orrhodoxen Kirche.  I '

Die Konfrontation mit Albanien im Jahre 1994 traf Griechenland unvorbereitet und fiel in eine Phase
diplomatischer Schwäche, die v.a. aus dem offenen Dissenz mit Skopje resultierte, einem Konflikt, der Grie-
chenland dauerhaft beschäftigte. Diese Erkenntnis dürfte auch die griechische Administration nach an{?ing-
Iichem Zögem dazu gefi ihrt haben, die Auseinandersetzung mit Albanien zu deeskalieren, bevor auch diese
Konfrontation in die Reihe der großen außenpolit ischen "nationalen Themen" hätte eingereiht werden müs-
sen.rt seit Anfang 1995 stellte sich eine deutliche Entlastung des gespannten Verhältnisses Griechenlands
mit  se inem Nachbarn Albanien e in. 'o

Die Embargopolit ik gegenüber dem ehemals jugoslawischen Makedonien und die Reaktion der EU-Kom-
mission (Klage vor dem EU-Gerichtshot), so Veremis und Kouloumpis, verdunkelten systematisch das Bild
Griechenlands in den Augen der europäischen Paftner. Die Situation entspannte sich erst durch die im De-
zember 1994 einsetzende Normalisierung der griechisch-albanischen Beziehungen, insbesondere nach der
Unterzeichnung des lnterim-Abkommens zwischen Athen und Skopje im September 1995. Danach folgten
sehr bald die Ausführungsvereinbarungen zum Interim-Abkommen und die Errichtuns von Verbindunssbüros
in  den  j ewe i l i gen  Haup ts täd ten . r7

Diskussion über e ine Umor ient ierung der  gr iechischen Außenpol i t ik
Seit 1994/95, also bereits in der Endphase des inzwischen schwer erkrankten Ministerpräsidenten Andreas

Papandreou, gab es eine verstarkter8 öffentl iche Diskussion in Griechenland über eine nötige Umorientie-
rung der  Außenpol i t ik .

Im Frühjahr 1995 zog der ehemalige griechische Außenminister Georgios Papoulias gerneinsam mit
Außenpolit ik-Exper-ten seines Landes Schlußfolgerungen aus der griechischen Außenpolit ik der ersten Hälfte
der neunziger Jahre. Die Ungeduld der Europäer und der USA wegen der Verschleppung einer Lösung der
Differenzen Athen-Skopje wurde in Athen zunehmend deutlicher registriert. Ferner begriffen die meisten
Polit iker, daß eine Verzögerung der Lösung auf internationaler Ebene lediglich zu einer Verfestigung des
Namens "Makedonien" für Gligorovs Staat f i. ihne. Das von Griechenland verhängte Wirtschaftsembargo
konnte zudem nicht die Kapitulation Skopjes gegenüber den Athener Forderungen erzwingen.rn

In Griechenland wurde bereits seit längerem (mehr oder weniger) offen eingestanden, daß die Tilgung des
Begriffes "Makedonien" aus dem Staatsnamen der ehemaligen jugoslawischen Republik nur sehr schwer zu
erreichen sei. Iannis Kartalis schrieb dazu: "Die Wahrheit ist, daß die im Skopje-Problem verfolgte Polit ik als
letztes Ergebnis die internationale Verfestigung des Namens 'Republik Makedonien' zur Folge hatte und daß
es nunmehr sehr schwierig, wenn nicht gar unmöglich sein wird, daß diese Republik nun ihre Namensgebung
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Vgl- Konrad Clewing. "Zrvischen Instrumentalisierung und Brückenfunktion. Die griechische Minderheit in Südalbanien
in.der Albanien.pol i t ik  Athens".  Südos, teuropa, 617 (1995).  S.  413-432 (bes.  S.  4 lJ-416) und "Anoixte amesos dia logo".
mit  Präsident  c l inton.  I  Kathimer in i  (8.1.1995).  S.  I  sowie " l  systasi  Kl inton".  Ebenda, S.  l l .
Vgl .  Iannis Karta l is .  "Thet ikes exel ixeis sto voreio metopo".  To L ' ima (19.3.1995).  S.  A 24.
Vgl .  " l  afvanik i  kr is i  a i ln id iase t in exoter ik i  mas pol i t ik i " .  Kathinter in i  (21.8.1994).  S.  3.

als Faklor
I nterv ieu'

Vgl .  Korrrad Clerv ing.  a.a.O..  S.  113-132.
Vgl I'hanos Veremisll'heodoros Kouloumbis. Elliniki Exoteriki Politiki - Dilimnata mias neas Epochis (Athcn: Sideris. 1997). S
70f
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l8  Es gab auch zuvor kr i t ische Einsch2i t ' r 'ngsn.zu den o.g.  außenpol i t ischen' fhemen. Sei t  1994/95 kann manjedoch von eincr  umläs-
send gefuhrten f)iskussion sprechen. Bemerkenswert war der Ärtikel des Athener Universitätsprofessors Giällouridis. der bereits im
Februar 1992- a ls d ie "Makedonienfrage' '  het t ig.d ie Gemüter erregte und als über I  Mi l l ior i  Menschen ( in Thessalonik i )  lür  <t ic
Durchsetzurg {er_griechischen Position demonstrierten..heftige Krit-ik an der griechischen Makedonien-Politik geäußert hafie. 1Vgl.
Christodoulos Giallouridis. "Egklovismeni i politiki mas". I Kathimerini (222.7992), S 9.

19 Vgl. Vyron 
'fheodoropoulos/Efttathios 

Lagakos/Georgios Papoulias/loannis Tsounis. .skepsrs kai Provlintatisnoi pia tin eroterikt
nrus Dol i t ik i  (Athcn:  Sider is.  1995).  S.  33f f .
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ändert."20 Als mögliche Lösung könne nunmehr lediglich eine sogenannte doppelte oder dreifache Namens-
gebung fi ir Makedonien - wenn überhaupt - erreicht werden.' '  Drastisch formulierte es der derzeitige Außen-
minister Pangalos. Er übte Anfang April 1995 scharfe Krit ik an der griechischen Balkanpolit ik und betonte.
Skopje werde weltweit praktisch als "Makedonien" bezeichnet, während sich Griechenland mit seiner Beharr-
l ichkeit, eine Namensänderung zu erzwingen, international lächerlich gemacht habe.:r

Veremis und Kouloumbis schrieben im Jahre 1994, in der ersten Ausgabe ihrer kleinen Studie zur -9rie-
chischen Außenpol i t ik  von der  Notwendigkei t  der  "Ent-Skopianis ierung" (aposkopianopoi is i )  der  gr iechischen

Außenpolit ik. In der zweiten, erweiterten und überarbeiteten Ausgabe dieses Buches aus dem Jahre 1997
konnten sie erfreulicherweise dieses Kapitel rnit der Überschrift "Die Entskopianisierung der griechischen

Außenpolit ik" versehen. Aus der Notwendigkeit zum Wandel ist nun ja auch die wirkliche Neuorientierung
gefblgt.2r Beide Autoren krit isieren im übrigen heftig die in der Vergangenheit verfolgte Außenpolit ik ihres
Landes: Die größte Gefahr für Griechenland wäre es, sich abermals hinreißen zu lassen, eine Verbindung vorl
in Stufen durchgeführtem ökonomischem und militärischem Druck gegen Skopje und/oder Tirana auszuüben
und so die Aussicht für ein nach vielen Seiten hin unternommenes Kräfternessen zu eröffnen, welches dann
wiederum zu Griechenlands Lasten durch die militarisch starke und revisionistisch orientierte Türkei ausge-
nutzt werde.2a

Diskussion über das Verhäl tn is  Gr iechenlands zur  Europäischen Union
ln Griechenland wurde die teilweise recht offen vorgetragene Krit ik von Polit ikern aus anderen EU-Staa-

ten rezipiert. Nachdem im Jahre 1994 und Anfang des Jahres 1995 deutlich wurde, daß Griechenland vor al-
lem mit seiner Haltung gegenüber Skopje recht isoliert in Europa stand, wurden in der Diskussion um die
Stellung und die Rolle Athens im vereinigten Europa verstärkt selbstkrit ische Positionen geäußerr. Es genüge
nicht ,  so e in kr i t ischer  Kommentar ,  d ie Akt iv i tä ten innerhalb Europas a l le in auf  Themen zu beschränken.  d ie
ausschließlich Athen beschäfiigen würden. Die griechische Regierung habe in Europa einen Eindruck geschaf-
fen, wonach sich die Solidarität der EU-Staaten auf die Anteilnahme an den Problemen Griecheniands zu
beschränken habe, während sich Athen nicht um Anliegen der EU oder einzelner Länder zu kümmern brau-
che.  Nat ionale Probleme eines Einzelstaates,  wie s ie Gr iechenland habe,  müßten h ingegen in b i la tera len Be-
mühungen mit den Nachbarstaaten gelöst werden. Nur so könne sich das Land aus der polit ischen Abhän-
gigkeit von den anderen Mitgliedstaaten lösen, ein Verhältnis, das entstehe, wenn ein Land ständig bei der
Lösung seiner außenpolit ischen oder sonstigen Probleme um den solidarischen Beistand der übrigen Mitglie-
der nachsuche.tt Es gelte im übrigen den von Griechenland in den letzten Jahren geschaffenen Eindruck zu
besei t igen.  daß s ich das Land in "Schat tenkämpfen" aufbrauche oder nat ional is t ischen I r redent ismen hingebe
und deshalb einen Destabil isierungsfaktor auf dem Balkan darstelle. Zentrale Achse griechischer Außenpolit ik
müsse d ie Mi tarbei t  in  der  E,uropäischen Union sein,  und nur  auf  d ieser  Basis könne er fo lgre ich Außenpol i t ik
betrieben werden. In der ersten Hälfte der Neunziger Jahre wäre die außenpolit ische Stellung Athens unbe-
streitbar erheblich ungünstiger gewesen, wenn Hellas nicht die EU-Mitgliedschaft besessen hätte. Dies sei ft ir
einige Polit iker des Landes allerdings noch keineswegs eine Selbstverständlichkeit. Eine Gruppe sehe in der
EU sogar eine Verschwörung des internationalen Kapitals, um das Land ökonomisch auszupressen, eine Ar-
gurnentation, die längst von den Tatsachen überholt sei. E,ine andere, erheblich größere Zahl von Polit ikern
stehe auf dem Standpunkt, die Union sei prinzipiell dafür da, als E,innahmequelle für den nationalen Staats-
haushalt zu dienen. Diese Sicht sei gel?ihrl ich, da sie auf dem Grundsatz aufbaue, wonach Griechenland ein
armer, aber nötiger Parter der Union sei. Wenn auch die erste Annahme stimme, eine Notwendigkeit der EU-
Mitg l iedschaf t  Gr iechenlands für  den Erhal t  der  Union bestehe s icher l ich n icht . 'u  Sowei t  d ie Kr i t ik  von Theo-
doropoulos, Lagakos, Papoulias und Tsounis.

Gewandel te Einste l lungen zum Makedonien-Problem
Die oben dargestellte Diskussion über eine notwendige Urnorientierung griechischer Außenpolit ik spiegel-

te s ich auch in e iner  Anderung des Meinungsbi ldes der  gr iechischen Bürger  wider .  An d ieser  Ste l le  sol len

20 lannis Ka(al is .  " - fhct ikcs cxcl i rc is  sto vorc io mctopo",  To I ' ima (19.3.1995).  S.  A 21.
2l  Damit  is t  gemeint .  daß s ich die ehemal ige jugoslawische Republ ik  nach innen "Republ ik  Mazcdonien" nennt.  internat ional  e inen

anderen Namen trägt  und mögl icherweise von Gr iechenland wiederum anders genannt wird -  e in verrv i r rendcs Konstrukt .
72 Ygl . Iannis Karta l is .  "Thet ikes exel ixeis . . . "  a.a.O.,  S.  A 2.1 und "Poik i les o i  ant idraseis ton kommaton".  I  Kathimer in i  (1 1.1995).  S.

3
23 Vgl. Thanos Veremis/Thodoros Kouloumbis, Elliniki exoteriki politiki 'lAthen: Sideris. 1997) [errv. u. überarb. Auflagc].
2.1 Vererrris,4(ouloumbis. Elliniki Exoteriki Politiki (1997). S. 89.
25 Vgl . ' l 'heodoropoulos/Lagakos u.a. .  Skepsls kai  Provl inal ismol .  S.  l3f 'und l9f .
26 Vgl .  ebenda. S.  l6t f .
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veränderte E,instellungen zum Makedonien-Problem betrachtetwerden. Im Sommer 1993 wurde das Makedo-
nien-Problem von den griechischen Bürgern als zentrales außenpolit isches Problem des Landes bewertet. Die
unnachgiebige Haltung der griechischen Regierung in der Namensfrage gegenüber der nördlichen Nachbarre-
publik fand damals breite Unterstützung in der Bevölkerung. In einer Erhebung wurde danach gefragt, wel-
che Haltung der Bürger von der griechischen Regierung für den Fall erwarte, daß sich der UNO-Sicherheits-
rat f i ir die Anerkennung Skopjes unter einem Namen entscheiden würde, in dem der Begriff "Makedonien"

auftauche (als Beispiele wurden die Bezeichnungen "Neu-Makedonien" und "Ober-Makedonien" genannt).
zugleich würde sichergestellt werden. daß im Rahmen einer umfassenderen Vereinbarung Grenzgarantien
sowie ein Freundschaftsvertrag zwischen Athen und Skopje erreicht würden. Die Antworten waren eindeutig
(siehe Grafik l). Dieser Lösung wollten lediglich 11,3% der Befragten zustimmen. 25,7% sprachen sich
gegen einen solchen Vertrag aus, sie wollten keine Anerkennung Skopjes, aber auch keine "Maßnahmen"

(2.B. einen Wirtschaftsboykott) gegenüber Skopje gutheißen. 54,4Yo der Befragten waren ebenfalls gegen
einen Vertragsabschluß, wollten keine Anerkennung Skopjes und sprachen sich zudem für "Maßnahmen"

gegen den nördlichen Nachbarn, beispielsweise die Schließung der Grenzen, aus, selbst wenn dies die inter-
nationale Staatengemeinschaft störe. 8,7%o der Befragten bevorzugten andere Lösungen oder gaben hierzu
keine Stellungnahme ab. Die Umfrage zeigt, daß im Jahre i993 insgesamt etwa 80% der Bevölkerung eine
Vereinbarung ablehnte, in der Athen akzeptiert hätte, daß Skopje den Begriff "Makedonien" in seiner Staats-
bezeichnung trägt.:7 Die Ergebnisse verdeutlichen die breite Unterstützung der griechischen Bevölkerung im
Jahre 1993 fi ir eine "har1e Linie" Athens in der Auseinandersetzungmit Skopje.

Die 1994195 in Griechenland verstärkt gefühne Diskussion über eine Neuorientierung in der Makedonien-
Polit ik fand nach dem Abschluß des Interim-Abkommens mit Skopje (1995) dann im Jahre 1996, unter der
Ministerpräsidentschaft von Kostas Simitis, ihre Fortsetzung. Anfang März 1996 machte sich in Athen "große

Geschäftigkeit" breit, das "Problem Skopje" endgültig zu beenden. Regierungssprecher Dimitris Reppas be-
tonte am L März 1996, nun müßten bald "Entscheidungen getroffen werden"; Sirnit is war offensichtl ich
bemüht .  d ie bre i test  mögl iche par lamentar ischeZust immung für  e ine Kompromißlösung zu erre ichen.

Während Adonis Smaras (Polit iki Anoixi) und Milt iadis Evert (Nea Dimokratia) betonten, ihre Parteien
würden keine Bezeichnung für Skopje akzeptieren, in welcher der Begriff "Makedonien" enthalten sei, spra-
chen sich die Vertreter der Linken, Aleka Papariga (Kommunistische Partei Griechenlands) und Nikos Kon-
stantopouolos (Synaspismos) offen für eine "zusammengesetzte Namensgebung" aus. Es entstand der Ein-
druck, Athen wolle noch im März 1996 zu einer Übereinkunft mit Skopje gelangen. Dimitris Tsovolas (Di-
mokratiko Kinima) gab treffend das polit ische Klima dieser März-Tage wieder, als er darauf hinwies. nun
werde von Seiten der Regierung der Versuch unternommen, in der griechischen Gesellschaft den Boden fur
die Durchsetzung einer zusammengesetzten Namensgebung für Skopje zu bereiten. Parlamentspräsident Kak-
lamanis betonte,  es müsse e ine Lösung erre icht  werden,  welche "am wenigsten schlecht"  f r i r  Gr iechenland
sei . rs  Dies war e in deut l iches Signal  für  e ine Kompromißlösung.

Vor Teilnehmem der Konferenz "Griechenland und der Balkan" betonte Außenminister Pangalos arn 12.
März 1996, es sei nicht akzeptabel, wenn ein anderer Staat den gleichen Namen trage wie das griechische
Makedonien (was eine zusammengesetzte Namensgebung möglich erscheinen ließ). Im übrigen empfahl er
seinen Landsleuten, weniger Bezug auf "Alexander den Großen" zu nehmen und stattdessen mehr zu beach-
ten, was "ringsherum", also in der Region vor sich gehe. Regierungssprecher Reppas betonte arn gleichen
Tag, daß in der diplomatischen Praxis formulierte Positionen das Erreichen des Endzieles erleichtern sollten
und machte deutlich, daß ein Unterschied zwischen einer Verhandlungsposition und einem l'erhandlungser-
gebnis bestehe.2q

Die seit März 1996 wieder entfachte Debatte um die "zusammengesetzte Namensgebung" führte zu einer
veränderten Auseinandersetzung mit dem Thema. In den Zeitungen erschienen jetzt umfangreiche Reporta-
gen, die das "unbekannte Nachbarland" ausfi ihrl ich den griechischen Bürgenr vorstellten.l0 Zu diesem Zeit-
punkt erhob sich allerdings die Frage, ob diese Lösungsvariante für Griechenland noch möglich war. Richar-
dos Someritis formulierte es treffend: "Das Problem ftir uns alle [gemeint ist die griechische Gesellschaft -

J .R. ]  is t  in  d iesem Augenbl ick n icht ,  ob wir  d ie 'zusammengesetzteNamensgebung'akzept ierenmüssen oder
nicht, sondern ob noch Hoffung besteht, daß wir dies erreichen können." Die amateurhaften "Neumakedo-

nienkämpfer" (neomakedonomachoi) hätten Griechenland in der Vergangenheit mit ihrem ständigen "Nein"

Vgf.  "Adial lakto i  o i  El l ines os pros to Skopiano",  I  Kathimer in i  (15.8.1993).  S.  6.
Vgl .  d ie gr iechischen Nachr ichtensendungen "Eidiseis" ,  ET l .  (vom 7.  b is 10.  März 1996).  jewei ls  21.00 OEZ.
Vgl .  d ie gr iechischen Spätnachr ichtensendung "Eidiseis" ,  ET l .  (12.3.1996),  0.20 Uhr OEZ.
Vgl .  "Edo Skopia".  To I ' ima (31.3.  1996).  A 3-9,  "Apostol i  se mia gnost i -agnost i  chora".  Ele. f theroy,pia ( '7.4.1996).  S.  8-10
(8.4.1996).  S. l5-18.  "Edo Skopia",  Elefrherorypia (9.4.  1996).  S.2l -23.
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zu einem Kompromiß in der Namensfrage nicht geholfen. Im Gegenteil, die Ehemalige Jugoslawische Repu-

blik Makedonien (englische Abkürzung: FYROM) werde intemational fast ausschließlich "Makedonien" ge-

nannt. Someritis gab zu bedenken, daß Griechenland mit seiner Weigerung, "Makedonien" als Teil des

Staatsnamens zu akzeptieren, weiterhin ein Klima von Mißverständnissen und Verständnislosigkeit im Ver-

hältnis zu den übrigen EU-staaten und zu den USA schaffe und stellte die Frage, ob dies nicht ein zu hoher

Preis sei. Für den Fall, daß die New Yorker UNO-Verhandlungen zwischen Athen und Skopje scheiterten, sei

mit der internationalen Verfestigung der Bezeichnung "Makedonien" und mit einer Krise der Beziehungen

Athen-Skopje zu rechnen. Dies wäre ein Zustand, der neue Probleme zu den derzeitigen Schwierigkeiten mit
t loer I  urKet  ntnzuruge.-

Der von der polit ischen Führung Griechenlands zu Beginn des Jahres 1996 init i ierre Positionswechsel im

Namensstreit spiegelte sich in einer Mitte März 1996 veröffentl ichten Meinungsumfrage wider 1Grafik 2;.rr

Auf die Frage "Was glauben Sie, ist heute das Beste, was wir I im Makedonien-Problem - J.R.] erzielen kön-

nen?" antworteten 47,8oÄ der Befragten, dies sei eine zusammengesetzteNamensgebung unter Einschluß der

Bezeichnung "Makedonien" als adjektivische oder geographische Bestimmung. Der ein Jahrfünft lang von

Griechenland gegenüber Skopje erhobenen Forderung nach Anderung des Staatsnamens (Verzicht auf die

Bezeichnung "Makedonien") schloß sich bei dieser Befragung nur noch ein gutes Drittel (31 ,4%) der Athener

Bürger an. Für die "doppelte Namensgebung", d.h. für je einen unterschiedlichen Staatsnamen im interna-

tionalen und internen Gebrauch Skopjes, votierten 11%, und 3,8oÄ der Befragten antworteten mit "lch weiß

es nicht" oder machten keine Angaben.
Die überwältigende Mehrheit, nämlich 73 Prozent der befragten Bürger Athens sprachen sich dafür aus.

das "skopje-Thema" nunmehr, nachdem es vier Jahre die Gemüter bewegt (und erregt) hatte, durch einen

realistischen Kompromiß beizulegen. Nur noch 27 Prozent der Befragten waren dafür, das Thema solange

offenzuhalten, bis die griechische Position in diesem Streit vollständig akzeptiert sei (Grafik 3).

Außenpol i t ik  unter  Simi t is  im Spannungsfe ld zwischen Kont inui tät  und Wandel
Imia-Kr ise Anfang 1996 -  gr iechisch- türk ischerStre i t  in  der  Agäis

Am 15. Januar 1996 legte Andreas Papandreou sein Amt als Ministerpräsident nieder. drei Tage später
wurde Kostas Simi t is  zum Premiergewähl t ,  und am 22.1 . \996 nahm das neue Kabinet t  se ine Arbei t  auf .  Be-

reits einige Tage später stand Simitis während der Imia-Krise vor seiner ersten großen außenpolit ischen Her-

ausforderung.
Die Sprengkraft, die dieser Zwischenfall innerhalb weniger Tage entwickelte, warf abermals ein Licht auf

das überaus angespannte Verhältnis der beiden Nachbarländer. Nach der Krise war die griechische Regierung

noch mißtrauischer gegenüber Staaten, die nicht eindeutig fi ir Griechenland Partei ergriffen, wie durch die
recht offen ausgesprochene Ausladung von US-Staatssekretär Holbrooke im Gefolge der Imia-Krise im Fe-

bruar 1996 deutlich wurde.rr Rußland hingegen wurde vom griechischen Parlamentspräsidenten. Apostolos
Kaklamanis, anläßlich einer Reise am 12. Mai 1996 in Moskau für seine Haltung gelobt: Rußland sei der

erste Staat (von allen europäischen Ländern) gewesen, der gleich zu Beginn die griechische Position im jüng-

sten Streit Athens mit Ankara (lmia-Krise) unterstützt habe. Rußland habe deutlich gemacht, daß es auf Sei-

ten Griechenlands stehe, weil das Völkerrecht die Athener Position stütze.ra Was war in der Agäis pas-

siert?r s

Am 25. Dezember 1995 strandete ein türkisches Handelsschiff bei der unbewohnten, aus einer Ansarnm-

lung von Felsen bestehenden lnselgruppe Imia (türkisch: Kardak), östl ich der Dodekanes-lnsel Kalymnos
(Abb.  l ) .  Der  Kapi tän lehnte gr iechische Hi l fe  mi t  dem Argument  ab,  er  bef inde s ich in  türk ischen Hohei ts-
gewässern und verlangte ein türkisches Schiff. Ein griechischer Schlepper zog zwei Tage später dann doch
das gestrandete Schiff ins Meer hinaus. Am 29. Dezember 1995 und am 9. Januar 1996 tauschten Ankara

und Athen in diplomatischen Noten ihre Standpunkte zu dem Vorfall aus: Athen zufolge gehörten die Inseln
zur Dodekanes-Gruppe, die Türkei hingegen betonte, daß die Inseln im Kataster des Küstenortes Mugla ver-

Vgl.  und z i t ier t  aus:  "Nai  i  ochi  st i  s inthet i  onomasia".  "Nai"  von Richardos Someri t is .  in:  7 'o l1na (3 1.3.  1996).  S.  49.

In e iner te letbnischen Repräsentat ivbefragung rvurden am l3.  und 14.  März 1996 in Athen 800 Personen über l8 Jahrc bcfragt .  Die
Erhebung wurde im Auftrag der Zeitung Ele;t'therot7-pia vom griechischen Meinungsforschungsinstitut "ALCO-MARTE[-" durchge-
führt . (Vgl .  h ierzu und zu den rvci teren oben dargestel l ten Bef iagungsergebnissen dieser Studie:  "Symfonia gia to onoma kai  gr igo-
ra". Eleftherofi.'pia (17.3. 1996). S. 8f.)

Vgl .  "Holbrooke unerwünscht  in Gr iechenland".  Neue Zür icher k i tung (6.2.1996),  S.  l ;Holbrooke sagt  Besuche in Athcn.  Ankara
und Zypern ab. Nette Züricher Zeinng (7.2.1996), S. 2.

Vgl .  d ie gr iechische Nachr ichtensendung "Eidiseis" ,  ET I  (12.5.  1996),  21.00 OESZ.

Vgl. zum Folgenden: Stamatis Georgoulis/Symeon Soltaridis, Imia.- I anamfsvititi elliniki lryriarchirz (Athen: Nea Synora. 1996). S.
27-3,1 und Ekkehard Kraft, "Der griechisch-türkische Streit in der Agäis", Neue Züricher Zeitung (12.1. 1996). S. 7
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zeichnet und folglich türkisch seien. Der griechische Standpunkt stützt sich dabei auf die Verträge von Lau-
sanne aus dem Jahre 1923 (Artikel l5) und auf den Pariser Friedensvertrag von l94l zwischen den All i ierten
und Italien (Artikel 14). In beiden Verträgen ist von den Dodekanes-lnseln und den umliegenden Inselchen
die Rede. Diese Inseln wurden 1923 von der Türkei an Italien und 1947 von Italien an Griechenlandabsetre-
ten.

Am 25. Januar 1996 hißte der Bürgermeister von Kalymnos gemeinsam mit drei Bürgern auf einer der
Felseninseln die griechische Flagge. Zwei Tage später f logen Redakteure der türkischen Zeitung "Hüniyet"

unter großem Medienrummel mit einem Hubschrauber auf den gleichen Felsen, holten die griechische Fahne
ein und hißten die türkische. Es folgte ein "Medienkrieg" zwischen beiden Ländern, der schließlich zu einem
militärischen Konflikt eskalierte: Griechenland entsandte Marineeinheiten auf die lnsel, welche die blauweiße
Fahne wieder aufrichteten. Auch Ankara entsandte nun Kriegsschiffe in die Region, und türkisches Militar
besetzte den kleineren, von Griechenland unbewachten Felsen der Inselgruppe. In der Nacht des 3 l. Januar
konnte die Krise auf telefonische Vermittlung des US-Präsidenten Clinton und seiner Administration ent-
schärft werden. Beide Staaten zogen ihr Militär ab und stellten den Status quo ante wieder her.

Während die Türkei diesen Ausgang als Sieg feierte, mußte sich Ministerpräsident Simitis mit Krit ik -

auch aus den eigenen Reihen - auseinandersetzen, hatte er doch zugestimmt, daß die griechische Fahne auf
der Insel eingeholt wurde. In Griechenland entbrannte darauflrin eine heftige Debatte über die künftige Tür-
keipol i t ik  des Landes und über d ie "Bedrohung aus dem Osten".  Diesmal  habe es s ich n icht  um die bekann-
ten Streitfragen im Agäis-Konflikt (Ausdehnung des griechischen Festlandsockels, des Luftraumes oder der
Territorialgewässer) gehandelt, vielmehr habe die Türkei nun erstmals die griechische Souvercinitat i lher
gr icc h i sc hes Te rr i t or i u m in Frage gestel l l .ro

Die militärische Führung der Türkei hatte außerordentlich geschickt agierl, als sie ihre Truppen in der
Nacht  vom 31.1.  zum 1.2.1996 anwies,  d ie k le inere der  beiden Felseninseln zu besetzen.rT Die gr iechischen
Kommandos befanden sich lediglich auf der größeren Felseninsel und hatten die kleinere Insel, ebenfalls Imia
genannt, unbewacht gelassen. Griechenland befand sich in einer Zwickmühle: Wenn die Truppen Athens den
Versuch unternommen hät ten,  d iese k le ine Felseninsel  e inzunehmen, dann wäre es Gr iechenland gewesen.
welches das Gefecht begonnen hätte, und eine militärische Reaktion Ankaras wäre als Gegenschlag gegen
den "Aggressor Griechenland" gewertet worden. Veröffentl ichungen der türkischen Presse zufolge war die
Besetzung griechischer Agäis-lnseln als mögliche Reaktion der Türkei vorgesehen. Iannis Valinakis resü-
miert: Die Tatsache, daß Griechenland (in der oben beschriebenen, möglichen Konstellation) nur von seinem
legitimen Recht auf Veneidigung gegen eine Verletzung seiner tenitorialen Integrität Gebrauch gemacht hätte
- eine Auffassung, die Griechenland, nicht aber notwendigerweise die schweigende internationale Gemein-
schaft vertrete - wäre durch die simplif izierenden Filter der intemationalen Massenmedien als eine einfache
E inze lhe i t  un te r  v i e l en  ve r l o ren  gegangen . t t

Die internationale Staatenwelt wird seit dem Imia-Konflikt von griechischer Seite aus verstärkt danach
beurteilt, ob der Türkei polit ische, diplomatische, strategische oder ökonomische Unterstützung (bzw. was
A then  da fü r  hä l t )  geuäh r t  w i rd . ro

Sei t  dem Jahre 1994.  besonders aber sei t  der  jüngsten Agäis-Kr ise,  is t  in  der  gr iechischen Gesel lschaf t  d ie
Debat te über  e ine ef fekt ive kurz-  und mi t te l f r is t ige pol i t ische,  d ip lomat ische und mi l i tär ische Strategie ge-
genüber der Türkei zu dem zentralen außenpolit ischen Diskussionsthema geworden.o" Im Internationalen
Institut der Panteio-Universität von Athen wurde gleich nach der Krise eine Arbeitsgruppe zur Analyse der
griechisch-türkischen Beziehungen gegründet. Weitere wissenschaftl iche Institutionen und die Massenmedien
des Landes bete i l igen s ich in tensiv  an der  Strategiedebat te. { r

Der Streit um Imia verdeutlicht, daß es den türkischen Generälen wie auch der türkischen Führung -

insbesondere unter  T.  Ci l ler  -  e igent l ich n icht  darum ging,  d ie gr iechische Fahne von e iner  Felseninsel  zu
ent fernen.  Auch d ie vermuteten Ölverkommen in der  Aeäis spie l ten keine zentra le Rol le  in  der  türk ischen

So Chr istos Rozakis.  in.  Ta Nea (L2.1996).

Vgl .  Afexandros Tarkas.  "To chroniko t is  kr is is" .  in:  Amyna kai  Diplomat ia.59 (1996).  S.  8- l l .
Vgl .  Iannis Val inakis.  "Epistrof i  s t in proteraiot i ta t is  tourk ik is apei l is" .  in:  ELIAMIIP.  Epet i r ida 1996 (Athen:  Parat i r i t is .  1996).  S
e - 1 8  ( s . l  l ) .
Vgl.  bcispie lhal i :  "St in Tourkia d inoun ta Valkania oi  lPA" [ "Die USA übcrgcben den I ]a lkan der ' fürkei l ) .  in .  El tendyt is  (6.17.1.
1996).  S.  1 und 3 sorv ie " 'Dichotomoun' ta Valkania oi  IPA" [ "Die USA te i len den Balkan auf ' ' f .  ebenda.5.20f .
Unlangst  rvaren hierzu auch er l reul iche.  chcr in Andeutungen gehal tene Diskussionsbei t räge aus beiden Ländern zu hören.  Denr
gr iechischen Außcnministcr  Pangalos rvurde die Berei tschaf t  nachgesagt.  über d ie Entrr r i l i tar is ierung öst l icher Agäis- lnscln nachzu-
denken. fä l ls  d ic Türkei  entsprechend mit  ihrer  "Agäis Armee" (Hauptquart ier  in lzmir)  unrgehe. Vgl .  " 'Dia i t is ia 'Simit i  s t in kontra
Arseni-Pagkalou".  Ependi t is ,  (6/7.1.  1996).  S.  20.
Vgf .  Dimit r is  Konstas.  "Oi  pol i t ikes kai  nomikcs diastaseis t is  kr is is  st in Inr ia" .  I  Kathinter in i .  (18 2.1996).  S.8 und [ 'hanos Verc-
mis.  "To oedio t is  e l l inotourk ik is anametr is is" .  ebenda.
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Strategie-Planung. Das veranstaltete Schauspiel um Imia diente allein dem Ziel, möglichst viele "stritt ige

Fragen" zu schaffen, so daß die internationale Staatengemeinschaftdas für unvermeidlich hält, was T. Cil ler
unmittelbar nach der Imia-Krise forderte: Verhandlungen über das "gesamte Agäis-Problem".a: Genau in
dieses polit ische Konzept passen die im Juni 1996 in Ankara formulierten Zweifel an der griechischen Sou-
veränität über die südlich von Kreta gelegene Insel Gavdos.| In diesem Sinne äußerte sich im August 1997
Ministerpräsident Mezut Yilmaz gegenüber der Zeitung "Washington Post", wo er die Auffassung vertrat, das
Agäische Meer stelle einen Sonderfall dar, für den das Internationale Recht nicht zur Anrvendung kommen
könne. Was darunter zu verstehen ist, gab am 6. August ein Sprecher des türkischen Außenministeriums
bekannt :  Gemeint  se i  mi t  " ln temat ionalem Recht"  d ie von der  Türkei  n icht  unterzeichnete Seerechtskonven-
t ion der  UNO.11 Sie sol l  n icht  für  d ie Agäis gel ten.

Europäische Union und Imia-Konf l ik t
Die Haltung der EU während der Imia-Krise war zunächst sehr reserviert. Die italienische Außenministe-

rin Agnell i, zu jener Zeit Vorsitzende des EU-Außenministerrates, kommentierte das Problem mit der Bemer-
kung, es müsse jegliche Anstrengung unternommen werden, um eine Verschärfung der Spannungen zu ver-
meiden. Auch Kommissionspräsident Santer brachte lediglich die Bemerkung über die Lippen. es dürfe kei-
nen Zusammenstoß zwischen zwei Staaten geben, von denen einer EU-Mitglied sei. Athen interpretierle diese
Haltung als mangelnde Solidaritätsbekundung der Europäer. Immerhin acht Tage nach dem Höhepunkt der
Krise betonte Santer, daß Europa eine tiefe Verbundenheit gegenüber Griechenland empfinde und fügte hin-
zu, die Zollunion sei eine Vereinbarung, die nicht nur ökonomische Fragen und Handelsabkommen betreff 'e.
sondern auch die Teilnehmer zu guten Beziehungen untereinander führen müsse.as Die Verpfl ichtungen,
welche die Türkei mit dem Abschluß der Zollunion eingegangen seien, würden Ankara binden, zu den EU-
Staaten Beziehungen, basierend auf der Achtung der demokratischen Prinzipien und des Völkerrechts einzu-
gehen und jegliche Gewaltanwendung auszuschließen. Auf die in Athen gestellte Frage. ob denn die
griechischen Grenzen zugleich auch die Außengrenzen der EU darstellten und ob diese folglich unter dern
Schutz der EU stünden, erfolgte zunächst keine Antwort der EU-Kommission. Diese sehr zögerliche Haltung
der EU gegenüber der Imia-Krise verleitete den US-Diplomaten Richard Holbrooke zu der krit ischen Bemer-
kung. Europa scheine nicht in der Lage zu sein, im "eigenen Haus" Entschlossenheit zu zeigen. Während der
Nacht des Beinahe-Zusammenstoßes zwischen Griechenland und der Türkei hätten die Europäer den "schlaf

des Gerechten" geschlafen.uo
Auch die Reaktionen der "großen" EU-Staaten waren zurückhaltend. Deutschland und Großbritannien

nahmen eine neutrale Position gegenüber beiden Kontrahenten ein. Verlreter beider Staaten wiesen lediglich
darauf hin, es müsse eine "Lösung mittels Dialog" unter Respektierung der relevanten Vereinbarungen gefun-
den werden. Eine Aussage darüber, wer denn die Souveränität über die Felseninsel besitze. kam jedoch nicht
zustande. Auch Paris forderte zunächst lediglich zu Dialog und Konfliktlösung auf. Später *'ar aber aus dem
französischen Außenminis ter ium zu vernehmen, d ie gr iechische Souveräni tät  über  d ie Felseninseln sei  unbe-
zweifelbar und die griechische Argumentation juristisch fundiert.aT

Die Reaktion Griechenlands (vor allem von Kostas Simitis) nach dem Beinahe-Zusammenstoß auf Imia
zeigre ganz deutlich die "europäische Komponente" griechischer Außenpolit ik nach Papandreou. Bereits im
Februar 1996, also kurz nach der Entschärfung der Imia-Krise, kündigte Informationsminister Reppas Reisen
des Ministerpräsidenten noch im gleichen Monat nach London, Paris und Bonn zwecks außen- und europapo-
lit ischen Konsultationen an. Am 22. Februar 1996 Iraf Simitis in Bonn mit Bundeskanzler Kohl zusamlrren.
Ebenso wie in Bonn suchte Simitis auch in den anderen genannten Metropolen die Unterstützung der euro-
päischen Regierungschefs im jüngsten Streit mit der Türkei. In der gegebenen Situation war es m. E. rvichti_q
und r icht ig ,  in  e in ige europäische Metropolen zu re isen,  um dor t  persönl ich d ie Posi t ion Gr iechenlands dar le-
gen zu können. Nur so konnte um Unterstützung fi ir die Position Athens geworben werden.

Auch im Europa-Parlament konnte Griechenland einen Erfolg verbuchen. denn in Entschließun_9en u,urde
die türkische Seite heftig krit isiert, weil sie die Souveränitätsrechte Griechenlands in Frage gestellt und seine
Grenze bedroht habe. Damit habe die Türkei internationale Vereinbarunsen und das Völkerreclit in Frace

,12 Vgl .  Nie ls Kardi tzke.  "Schattenboxen in der Agäis" ,  Dte I toche (16.2.1996).
,13 "Simit is  sucht  Entspannung mit  dem 

'Erbfeind" ' .  
Handelsblat t  (8.7.  1996).

11 y_Sl  .^V^p_9n1c!o1i1. . ! is  Agkyras". .1 Kathimer in i .  (7.8.1997),  S.  5;  "Dielkr in iseis t is  tourk ik is presveias gia to Aigaio".  Elethero4.piu,
(7 8 1997).  S.3,  "El l in ik i  dysareskeia gia t is  d i loseis Gi lmaz".  I  Kathimer in i .  (6.8.1997).  S.  5

45 Vgl. Ele.ftherotypia, (8.2.1996).

16 Vgl .  "EU hat  bei  Agäis-Kr ise geschlat 'en".  Süddeutsche Zei tung ( t0. l l  1.2.1996).  S l0.
,17 Vgl .  Georgoul is /Sol tar id is.  Imia.  S.  107- l15.
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gestellt. Die seit dem l. Januar 1996 theoretisch in Kraft gesetzte Zollunion der EU rnit der Türkei konnte
nicht wirksam werden, weil Griechenland sein Veto gegen das dazugehörige Finanzprotokoll verhängt hatte.
Simitis machte deutlich, daß Athen das Inkrafttreten der Zollunion solange mit seinem Veto blockieren wer-

de, bis eine Einigung im Streit um die Imia-lnseln erreicht sei.o* Bei den Verhandlungen über die Revision

des Maastrichter Vertrages nannte die griechische Administration die Sicherung der EU-Außengrenzen als

wichtige Zielsetzung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolit ik der EU. Diese Forderung erhob

Griechenland nach der Imia-Krise um so vehementer. Von der EU erfolgte sofort die Bestätigung, daß die
Außengrenzen der EU auch in dieser südosteuropäischen Region als unantastbar gewertet würden, doch die
Frage. wo diese Grenze denn genau verlaufe, wurde von der EU nicht beantwortet. Der Parlamentsabgeord-
nete Stefanos Manos betonte in diesem Zusammenhang, daß gar keine kartographische Abbildung der EU-
Außengrenze existiere, die Klarheit über die Imia-Streitfrage gebe.on

Griechische Krit iker zogen aus der Imia-Krise Schlußfolgerungen für die künftige Türkei-Polit ik Athens.
in der auch die Erwartungen an die E,uropäische Union diskutiert wurden:

1. Die griechische Führung könne einem ernstzunehmenden Gegner wie der Türkei nicht erfolgreich ge-
genübertreten, wenn wichtige strategische Entscheidungen gleichsam "aus dem Stand" heraus getroffen wür-

den. Deshalb sei umgehend ein Nationaler Verteidigungsrat mit strategischem Planungsstab zu errichten.
2. Griechenland dürfe sich nicht selber täuschen, indem es glaube, die westlichen Bündnispartner und E,U-

Staaten würden ihre eigenen strategischen Interessen in bezug auf die Türkei aufgeben. um den Ansprüchen
Griechenlands zu entsprechen.

3.  Beim gr iechisch- türk ischen Agäis-Konf l ik t  gehe es im Kern n icht  um Felseninseln oder  um die Fest le-
gung des Festlandsockels. sondern letztl ich um die Frage des Erhaltes von Griechenland als unabhängigerl
Staat.

4.  Gr iechenland habe es versäumt,  Anstrengungen im Hinbl ick auf  das Erre ichen e ines mi l i tär ischen
Gleichgewichtes zur Türkei zu unternehmen. Hier müsse scharf konigiert und aufgerüstet werden.'0

Die oben erwähnten Interessen des Westens gegenüber der Türkei werden in Griechenland folgender-
maßen gesehen:

Die militarische und polit ische Unberechenbarkeitdes Irak habe vor allem seit dem Golf-Krieg des Jahres
199 1 deutlich die militärische Bedeutung der Türkei für den Westen erhöht. Präsident Clinton hatte dies in
einem Schreiben an Simitis klar formuliert. Der Konflikt des Westens, vor allem der USA sowohl mit dem
Irak als auch dem Iran mache die Türkei, den "prowestlichen Faktor" in dieser Region, zu einem wichtigen
Verbündeten. Auch die Bürgerkriegssituation im Nordirak und der Souveränitätsverlust Bagdads in diesem
Gebiet, der sich in der Schaffung der dortigen "Sicherheitszone" ausdrücke, verschaffe Ankara die Möglich-
keit, im Nordirak polit ische und militärische Kontrolle auszuüben. Letztl ich bestehe auch die Möglichkeit
einer territorialen Expansion der Türkei durch Annektierung von nordirakischem Territoriurn. Die zahlreichen
dorl bereits durchgefiihrten türkischen Militaraktionen ließen eine solche Konstellation als durchaus möglich
erscheinen.

Ausgehend von d iesen Über legungen def in ieren s ich d ie Interessen Gr iechenlands fo lgendermaßen:  l .
Crundsätz l ich kann Athen kein Interesse daran haben,  s ich in  seinen Beziehungen zum I rak von der  Pol i t ik
der  USA zu unterscheiden.2.  Cr iechenland is t  am Erhal t  der  teni tor ia len Integr i tä t  und Souveräni tät  des I rak
interessier t .3 .  Die Absetzung des Regimes von Saddam Hussein durch e ine prowest l iche Adrnin is t rat ion
wäre für  Athen von Nutzen.4.  Im übr igen sol l te  Gr iechenland versuchen,  in formel l  zu vermi t te ln.  unr  den
Iran [e inen Gegner der  Türkei  -  J .R. ]  den west l ichen Staaten anzunähern. ' '

G r iechische Europa-Pol i t ik
Die Imia-Krise beeinflußte die griechische Position auf der EU-Regierungskonferenz 1996197 . Auf einer

Pressekonferenz betonte Simitis nach der Tagung des Europäischen Rates in Florenz arn 21. Juni 1996 zunr
Themenkomplex Gemeinsame Außen- und Sicherhei tspol i t ik  der  EU, d iese müsse e inersei ts  auf  d ie Verhü-
tung und Lösung internationaler Spannungen, sowie andererseits auf die Sicherung und Unverletzbarkeit der
Grenzen der EU und der territorialen Integrität seiner Mitgliedstaaten abzielen. Das Prinzip der gegenseitigerr

Ygl . l rchiv der Gegenvart .  {16 (1996).  S.  10.920.

Vgl .  den Art ikc l  von Stctänos Manos.  Tourkia-Skopia kai  erodos apo t in apornonosi ,  I  Kathinrcr in i .  (18.2.1996).  S.  3.  Dic g lc ichc
Arsumentat ion rv ie der konservat ive Pol i t iker  vert rat  am 6.  Mai  1996 in der gr iechischen Nat ionalversammlung Aleka Papar iega.
Vois i tzcndc der komnrunist ischen Par lamentsfrakt ion.  anläßl ich der Debatte übör Simit is '  USA-Rcise und i iber d ie "nat ionalen The-
men" .  (Vg l .  d i e  Sendung  "Vou l i  t on  E l l i non " .  gesende t  a rn  12 .5 .1996  (13 .00  b i s  13 . , 15  Uh r  OESZ)  i r r  gnech i schen  Fc rnschcn  ET

Vgl .  Athanasios Plat ias.  Et tos s)noron (Athcn:  Ekdoscis Papazis i , l997).  S.  155.

Ebendu. S.  101.

.+8
19

5t)
i l



3 2 8 JüncrN REUTER

Solidarität müsse zudem endlich mit Substanz gefi i l l t werden.t' Die Position Griechenlands war bereits im
Juli 1995 in den Thesen der Regierung zur Vorbereitung der Regierungskonferenz formuliert worden. Neben
der Beibehaltung der Einstimmigkeitsregel f i ir den Fall, daß vitale nationale Interessen der Mitgliedstaaten
betroffen seien, wollte die griechische Regierung die Festschreibung der "Solidarität der Gemeinschaft" bei
der Überwachung der EU-Außengrenzen erreichen. Eine Klausel über die Geltendmachung "vitaler nationaler
Interessen" ist tatsächlich im 1997 revidierten Maastrichter EU-Vertrag enthalten. Griechenland kann auch
mit der Beibehaltung der Stimmengewichtung der einzelnen Mitgliedstaaten zufrieden sein. Athen behält im
übrigen, wie alle kleineren EU-Staaten, seinen EU-Kommissar.5i Simitis wies nach den Amsterdamer Ab-
schlußverhandlungen der EU-Regierungskonferenz 1996197 darauf hin, daß die Tagung des Europäischen
Rates äußerst erfolgreich ft ir die griechische Seite gewesen sei. Er betonte, im Text der Schlußerklärung
seien wichtige Prinzipien wie die Achtung der Souveränitätsrechte, die Enthaltung von Drohungen oder von
Gewaltausübung, die Unverletzlichkeit der Grenzen, die territoriale Integrität der Staaten und die Nichtein-
mischung in innere Angelegenheiten einzelner Länder enthalten. Auch die Bezugnahme auf die Helsinki-
Schlußakte sei von großer Bedeutung. Als Erfolg beweftete die griechische Regierung auch den im revidier-
ten Vertrag enthaltenen Passus über "polit ische Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten". Damit sei zwar
noch keine Sicherheit vor Bedrohung, aber eine gewisse abschreckende Wirkung erreicht worden (so der
stellverlretende Außenminister Georgios Papandreou). Auf jeden Fall erhält nun jeder Mitgliedstaat die Mög-
lichkeit, im Falle einer Verletzung der oben genannten Grundsätze sofort eine Sondersitzung des Europäi-
schen Rates e inzuberufen. 'a

Türkeipol i t ik  des Jahres 1997:  Einsetzung der  Expertenkommission und Vereinbarung von Madr id
Im Frühjahr 1997 hatten der stellvertretende griechische Außenminister Papandreou und der türkische

Außenamts-Staatssekretär Öymen in Malta Gespräche geführt, die unter Vermittlung der niederländischen
EU-Ratspräsidentschaft zustandegekommen waren. Es wurde beschlossen, eine aus "Expefien" beider Länder
zusammengesetzte griechisch-türkische Kommission einzusetzen, die über das Procedere der weiteren Gesprä-
che und Verhandlungen beraten sollte.55 Der Grund für die Einsetzung eines solchen Ausschusses noch vor
der Aufnahme von Gesprächen oder Verhandlungen polit ischer Repräsentanten l iegt in der Tatsache begrün-
det, daß beide Seiten seit Jahren unterschiedliche Themen, vor allem aber unterschiedliche Verfahrensweisen
zur Streitbeilegung favorisieren. Griechenland stellt drei Vorbedingungen an Ankara: Den Verzicht auf die
Anwendung oder Androhung militärischer Gewalt, die Anerkennung intemationalen Rechts und internationa-
ler Abkommen sowie die Bereitschaft Ankaras, eventuelle territoriale Ansprüche auf lnseln im Agäischen
Meer vor dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag klären zu lassen. Die Türkei spricht dagegen immer
wieder von einem "Dialog", der über alle "offenen Fragen" geführt werden solle. Dazu zählen neuerdings
auch (wieder)  sogenannte Grauzonen in der  Agäis.  Auf  e in solches Verhandlungspaket  wi l l  s ich Athen n icht
einlassen, weil es dadurch gezwungen würde, auch Themen in die Gespräche und in das gegenseitige Geben
und Nehmen einzubeziehen. über die es nach eigener Auffassung nichts zu verhandeln gibt. Aus diesem
Grund wird der immer wieder von der Türkei angebotene "umfassende Dialog" abgelehnt. Mit der Türkei
gibt es, so die Position Athens, bilateral nur eine Frage zu klären: Die Grenzziehung des Festlandsockels in
der Agäis. Alle anderen, im Laufe der Jahre von der türkischen Seite vorgebrachten Anliegen betrachtet
Griechenland als "wil lkürliche Forderungen", die unter Mißachtung internationaler Vereinbarungen gegen
Hel las ger ichtet  se ien.

Am Rande des Madrider NATO-Gipfels einigten sich Außenminister Pangalos und sein türkischer Amts-
kollege Cem auf eine 6-Punkte-Vereinbarung, die unter Vermittlung der amerikanischen Außenministerin
Albright ausgehandelt und am 8. Juli 1997 von Ministerpräsident Simitis und dem türkischen Staatspräsiden-
ten Demirel unterzeichnet worden war. In diesem Kommuniqud verpfl ichten sich beide Seiten zu Frieden.
Sicherheit und gutnachbarschaftl ichen Beziehungen (l), zur gegenseitigen Achtung ihrer Souveränität (2), zu
den Prinzipien des internationalen Rechts und internationaler Verlräge (3). Besondere Erwähnung findet die
Achtung der  legalen,  v i ta len Interessen beider  Staaten in  der  Agäis,  d ie für  d ie Sicherhei t  und nat ionale Sou-
veränität beider Länder von großer Wichtigkeit seien (4). Desweiteren verpfl ichten sich beide Staaten, künf-
tig einseitige Handlungen zu unterlassen, um Zusammenstöße zu vermeiden, die auf Mißverständnisse zu-

Ygl.  I  Kathimer in l .  (22.6.1996).  S 5.
Vgl. zur Position Gricchenlands bei den Verhandlungen zur Revision des Maastrichter Vertrages ausftihrlich: Panos Kazakos. 7/rcs
mikes metarrythmiseis stin EJropaiki 6nosl (Athen: Sideris, 1996) und zu dcn Ergebnissen dei Regierungskonf'erenz 1996/97: dcrs." l  Evropaik i  Enosi  meta to Amsterdam kai  i  El lada".  I  Kathimer in i  (13.7.1997).  S.  4.
Vgl .  "Tci ler fo lge,  aber noch keine Grenzgarant ie -  IJU-Gipfel  brachte noclr  n icht  den Durchbruch".  At lener 7,e i tung.  (20.6.1997).
Vgl .  " l  lys i  den tha dothi  edo kai  tora".  I  Kathimer in i  (26.127.4.1997).  S.4;  "Archisoun oi  epi t ropes".  in:  Elef thcroq-pia (6.5.1997)
S. '1 und "Ar isto i  gnostes ton el l in i tourk ikon".  ebenda.
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rückzuli ihren sind (5). Schließlich bekräftigen beide Staaten, ihre Differenzen mit friedlichen Mitteln und
ohne die Anwendung oder Androhung von Gewalt regeln zu wollen (6).50

Mit der im Text genannten Respektierung "vitaler Interessen" sieht, so die griechische Krit ik, die Türkei
ihre Ansprüche in der Agäis explizit untermauert. Krit iker wähnten sogleich "Verrat griechischer National-
interessen" und wollten offensichtl ich nicht zur Kenntnis nehmen, daß im Madrider Text nur von "legalen,

vitalen Interessen" die Rede ist.s7 Natürlich läßt der nur wenig konkret abgefaßte Text viele Fragen offen
und Spielraum fi ir verschiedene Interpretationen. Vermutlich war dies auch Absicht der Verfasser, denn nun
haben beide Seiten die Möglichkeit, mit Entspannungsbemühungen aufzuwarten, ohne in E,inzelheiten festge-
legt zu sein. Dieser Auslegung folgend nannte Ministerpräsident Simitis das Abkommen denn auch einen
"allgemeinen Grundsatzrahmen", der noch keine Probleme löse und in dem Fragen, die nicht ausdrücklich
aufgeführt seien, unberührt blieben. Allerdings, so der Premier, könne man praktisch von einem Nichtan-
griffsabkommen, von einem Vertrag über Freundschaft und Zusammenarbeit sprechen. Von goßer Bedeutung
sei in diesem Zusammenhang die Tatsache, daß die Türkei mit der Madrider Erklärung ihre Kriegsdrohung
aus dem Jahre 1995 zurückgezogen habe.58

Die ausfi ihrl iche Vorbereitung der gegenwärtigen griechisch-türkischen "Liaison" (Einsetzung der Exper-
tenkommission, vorbereitende Gespräche der Außenminister und ihrer Stellvertreter, Simitis' Treffen mit
hohen türkischen Polit ikern am Rande internationaler Begegnungen, geplantes Treffen Simitis-Yilmaz im
November 1997 auf Kreta am Rande einer Konferenz der Balkanstaaten) hebt sich deutlich von "einsam"

getroffenen außenpolit ischen Entscheidungen griechischer Polit iker in der Vergangenheit ab.5n
Bevor aber eine echte und tragftihige Entspannung mit der Türkei erreicht werden kann, muß Simitis den

Widerstand im eigenen Lager überwinden: Während die größte Oppositionspartei, die Nea Dimokratia.
grundsätzlich positiv zur Madrider Vereinbarung steht, sieht sich Simitis bei seiner Türkei-Polit ik mit dem
Widerstand von Abgeordneten aus den eigenen Reihen konfrontiert.6o Nachdem bereits im Frühjahr 1991 32
PASOK-Abgeordnete ihrem Unmut über die Art der Kontakte mit der Türkei in einem "offenen Brief' an
den Ministerpräsidenten Ausdruck verliehen hatten, formulierten nach dem Bekanntwerden des Madrider
Abkommens 22 PAsoK-Abgeordnete in einer Presseankündigung ihren Unwillen und sprachen sogar von
einer Falle. Mit der Madrider Vereinbarung, so die Parlamentarier, werde auf höchster polit ischer Ebene ein
bilateraler Dialog mit der Türkei geführt, und zwar trotz wiederholter Versicherung, dies dürfe nicht gesche-
hen. Erstmals akzeptiere Griechenland nun, daß es sich bei den einseitigen Ansprüchen der Türkei lediglich
um "griechisch-türkische Differenzen" handele. Mit der erstmals von griechischer Seite ausgesprochenen
Anerkennung "vitaler türkischer Interessen" in der Agäis werde ein Tor für Ankaras wil lkürliche Bestrebun-
gen aufgestoßen. In scharfem Ton heißt es sodann in dem Beschwerdetext: Auf diese Weise werde der Weg
bereitet für die Venvandlung des griechischen Archipels in ein Gebiet, in dem die Souveränitätsrechte unklar
verleilt seien. Damit werde die nationale Sicherheit des Landes untergraben und die Voraussetzung fur dauer-
hafte Spannungen in der Agäis geschaffen. Am Ende des Textes drohen die Parlamentarier ihren Widerstand
gegen derartige Entwicklungen an. Auch in der Ministerriege von Simitis gibt es Vorbehalte gegen die Ma-
drider Vereinbarung. Während Verteidigungsminister Tsochatsopoulos keine direkte Krit ik übte, war aus
Kreisen des ehemaligen Verteidigungsministers und jetzigen Erziehungsministers Arsenis zu hören, dieser
hätte Simitis geraten, (wenn er denn um einen Rat gebeten worden wäre, was aber nicht der Fall war). nicht
die Madrider Vereinbarung zu unterschreiben.o'

In einem Interview mit der brit ischen Zeitung "Financial Times" erläuterte Sirnit is seine Entspannungsab-
sicht gegenüber der Türkei. lm Verhältnis Griechenland-Türkei sei jedes geäußer1e Wort von Bedeutung. Aus
diesem Grund gehe Griechenland mit festen und nicht bloß mit hastigen Schritten den unter Schirmherrschafi
der EU begonnenen Entspannungsprozeß mit dem östl ichen Nachbarn an. Auf das "Davoser Tauwetter" des

Vgl.  "Symlbnia genikon archon me t in Tourkia" ,  I  Kathimer in i ,  (9.7 1997).  S.4.
Vgl .  " l  'prodosia ' t is  

Madr i t is"  [ "Der 'Verrat 'von Madr id" ] .  EleJtherotypia,  (13.7.1997).  S 15.
Die Türkei  drohte im Strei t  um die Küstengcwässer f i i r  den Fal l ,  daß Griechcnland seine Hohei tsgewässer -  entsprechend dem Völ-
kerrecht - von 6 auf l2 Seemcilen ausdehnen wi.irde, mit dem "casrs belli". So ermächtigte die türkische Nationalversammlung ant
8.  Juni  1995 die Regierung im Fal le der Ausdehnung der Hohei lsgewässer gegcn Gr iechenland mit  "a l len 1ür notrvenig erachtcten -
e inschl ießl ich mif i tär ischen Maßnahmen" vorzugehen. "um dic v i ta len Interessen unseres Landcs zu schützen".  (Zi t .  nach.  . l rchi t
der Gegenv'art. 65 ( I 995). S. 40.054).
Als Beispie l  "e insamer Entscheidungen" seicn zrvei  Vorfä l le aus der jüngeren Vcrgangcnhei t  angef i ihr t :  Die Entscheidung Konstant i -
nos Karamanl is '  für  den Austr i t t  Gr iechenlands aus dem mi l i tär ischen Tci l  der NA' l 'O im Jahre 197.1 und der I lntschluß von Andre-
as Papandreou zu c inem Dialog ohne Vorbedingungen mit  der Türkei  (1988 in Davos).  Vgl .  Dimit r ios Bi ts ios.  Pera apo ta Sy'nora.
1911-19" (Athen:  Kol laros.  1983).  S.  204-206 und lannis Kapsis.  Ol  3 meres tou l r lar t i  (Arhen. Nea Synora.  1990).  S.  128t .
Vgf  .  "Pos antedrasan ta kommata".  I  Avgi .  (10.7.1997).  S.  ; |

Vgl .  "Keimeno 22 voulet ion tou PASOK".  I  Kathiner in i .  ( l  L7.1997).  S.  1.
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Jahres 1988 zwischen A.  Papandreou und T.  Özalo2 anspie lend betonte Simi t is .  er  wol le  Resul tate und n icht
bloß Gespräche, die - wie in der Vergangenheit geschehen - mit Meinungsverschiedenheiten enden würden.
Parallel zur ausgestreckten Hand der Entspannung hält die Simitis-Administration aber als Folge des Beina-
he-Zusammenstoßes um Imia ihr Veto gegen E,U-Gelder für die Türkei weiter aufrecht. Griechenlank
blockiert nach wie vor ein im Rahmen des Abkommens über die Zollunion EU-Türkei f i jr Ankara bestimm-
tes Finanzpaket  in  Höhe von 375 Mi l l ionen Ecu.  Simi t is  macht  seine Zust immung davon abhängig,  ob d ie
Türkei Abstand von der Infragestellung griechischen Territoriums in der Agäis nimmt oder aber bereit ist, in
dieser Frage den Internationalen Gerichtshof in Den Haag anzurufen.6'

Iannis Valinakis bringt die Madrider Übereinkunft mit dem Bestreben der USA in Verbindung, jeglichen

bewaffneten Zusammenstoß in der Agäis und auf Zypern zu vermeiden. In dieser Frage würden sich die
griechischen Interessen mit denen der USA decken. Doch, so fragt er weiter, um welchen Preis und mit wel-
cher Glaubwürdigkeit werde dies - vor allem zukünftig - geschehen? Dieser Logik folgend sei in der Madri-
der Vereinbarung die Zielsetzung fixiert, künftig Zusammenstöße, die sich "aus Mißverständnissen" ergeben
könnten,  zu vermeiden.  Damit  se i  beispie lsweise der  jüngste Beinahe-Zusammenstoß auf  Imia gemeint  gewe-
sen. Mit einer solchen Formulierung sei erstmals, so Valinakis, von griechischer Seite die Auffassung ver-
treten worden, die lmia-Krise und ähnliche Konflikte der Vergangenheit seien auf "Mißverständisse" zurück-
zufi ihren gewesen. Vor Madrid wäre in Griechenland noch die Auffassung konsensftihig gewesen, der Grund
für die Imia-Krise seien die Drohungen und Provokationen Ankaras gewesen. Neben der Anerkennung ihrer
"vitalen Interessen in der Agäis" habe die Türkei nachMadrid noch einen weiteren Erfolg verbuchen können.
Dies sei die noch wichtigere Verpfl ichtung Griechenlands, "einseitige Handlungen" zu unterlassen, was von
dritter Seite als "Einfrieren" des Rechtes Griechenlands gedeutet werde, seine Territorialgewässer - dem neu-
en Internationalen Seerecht entsprechend - auf l2 Seemeilen auszudehnen.

Natür l ich,  so Val inakis  wei ter ,  se i  es e in wicht iges Zie l  der  gr iechischen Regierung,  e ine Mindemng der
Spannungen in der Agäis zu erreichen, doch müsse berücksichtigt werden, daß die kleinen und die großen
Zugeständnisse, die jedesmal gemacht würden, insgesamt einen Eindruck vermitteln würden, wonach
Griechenland von e igenen Posi t ionen abrücke und d ie türk ischen Forderungen er f i i l le . " 'Mi t  Kr i t ik  d ieser
Art wird Simitis bei seinem Entspannungskurs auch künftig zu rechnen haben. Den Angaben enger Mitarbei-
ter des griechischen Ministerpräsidenten zufolge scheint Simitis aber trotz bestehender Widerstände bereit.
gegebenenfalls auch außergewöhnliche Init iativen zur Verbesserung des griechisch-türkischen Verhältnisses
zu ergreifen. Sogar eine baldige Reise nach Ankara soll auf dem Wunschzettel des griechischen Minister-
präs identen stehen.n5

Verte id igungspol i t ische Anstrengungen
Während das griechisch-türkische Verhältnis vordergründig von einer "Diplornatie des Lächelns" geprägt

wird, ist zugleich ein heftiger Rüstungswettlauf zwischen Athen und Ankara im Gang. Mitte November 1996
begründete Simitis die Notwendigkeit des vom Kabinettsausschuß für Auswärtiges und Verteidigung (KY-
SEA) beschlossenen Modernisierungsprogrammes der griechischen Streitkräfte mit den "Provokationen und
Drohungen" der  Türkei .  Gr iechenland wi l l  b is  zum Jahre 2007 umgerechnet  knapp 26 Mi l l iarden DM für  d ie
Modernisierung seiner Streitkräfte aufwenden. Die Hälfte dieser Summe soll bereits bis zum Jahr 2000 auf-
gebracht werden. Simitis räumte in diesem Zusammenhang ein, hierfür neue Auslandskredite aufnehmen zu
müssen. Gleichzeitig plant die Türkei ein Rüstungsprogramm! das in den kommenden 24 Jahren über 220
Mill iarden DM kosten dürfte.oo

Für die Modernisierung von 39 Phantom F-4 Kampfflugzeugen, dies gab Verteidigungsminister Tsochat-
sopoulos Ende Juli 1997 bekannt, bekam das deutsche Luft- und RaumfahrtunternehmenDaimler-Benz-Aero-
space (DASA) den Zuschlag.oT Deutschland "h i l f t "  aber  auch den Rüstungsanstrengungen der  Türkei .  Ge-
plant ist beispielsr.veise der Lizenzbau zweier MEKO-Fregatten, von denen eine bis E,nde 1997 bei Blohrn
und Voss in  Hamburg,  d ie andere in  der  Türkei  mont ier t  werden sol l .63
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Vgl. Heinz Richter. Frlede in der Agciis? Zypern, A.gciis. Minderheiten (Köln: Ronriosini. [989]). S. 78-81.
Vgl .  "Tharv pierces the Aegean chi l l " .  F inancia l  T ines.  (24.7.1997).  S.  10.
Vgl .  Iannis Val inakis.  " l  t imi  tou casus bcl l i " ,  Elef therotypia.  (13.7.1997).  S.  60 und Lena Pagoni .  "Fovanrc or i  panre nre lc ipsi
fäntasia kai  st rat ig ik i  chor is vathia proetoimasia" ( lnterv iew ni i t  Val inakis) .  in.  Ele. f theroy 'p ia,  (10.7.1997) S.  I
Vgl .  "Ta provl imata st is  proopt ikes tou K.  Simit i " .  I  Kathinter in i  (21 9 1997).  S.  1.
Vgf  .  "Athen und Ankara star ten ru inösen Rüstungswett laut ' ' .  Handel .sblat t  (18.11.1996).
Vgf  .  "Ypegraf isan xthes oi  s1 'mvaseis g ia eksychronismo ton'Fantom"' .  I  Kathimer in i .  (12.8.1997).  S.  1.
Vgl .  "Athcn und Ankara star ten ru inösen Rt istungsi .vet t laut ' ' .  f landelsblat t  (18.1 1.1996).
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Während der KYSEA-Sitzung vom 30. Juli t997 wurde unter Simitis' Vorsitz das "neue Verteidigungs-
Dogma" verabschiedet. Es folgt der Doktrin aus dem Jahre 1985, wonach die Hauptgefahr für Griechenland
aus dem osten (Türkei) komme. Das neue Dogma stützt sich auf drei Hauptpfeiler: f. Auf die erhöhte mili-
tärische Verteidigungsbereitschaft, (2.) auf den "flexible response" bei "Spannungen niedriger Intensität,,
sowie (3.) auf das E,inheitl iche verteidigungsdogma Griechenland lzypern,

Die militärische Verteidigungsbereitschaft soll durch den effizienteren Einsatz bestehender Mittel erhöht
werden sowie unter Zuhilfenahme moderner Technologien und durch bessere Ausbildung des personals. Das"flexible-response"-Dogma 

bedeutet, angewendet auf einen möglichen Konflikt Griechenland-Türkei folgen-
des: Wenn die Türkei beispielsweise einen Angriff auf eine an ihrer Grenze gelegene griechische Insel verübt
oder eine Felseninsel besetzt, dann wird möglicherweise die militärische Reaktion Griechenlands nicht auf
die Region, in welcher der Angriff stattf indet, begrenzt werden, sondern es könnte beispielsweise ein
griechischer Gegenschlag im Gebiet östl ich des Grenzflusses E,vros, im türkischen Thrakien erfolgen. Ein
Szenario, das zwar nicht neu, aber geftihrl ich ist: Der Kriegsschauplatz würde auf das Territonum des Fein-
des verlegt werden 6n Im Rahmen des "flexible response" soll durch entsprechende Ausrüstung die Fähigkeit
verbessert werden, "heiße Zwischenfti l le" zu bewältigen. Für die Marine werden beispielsweise die Komman-
dogruppen mit Korvetten und Patrouil lenbooten verstärkt, die Luftwaffe erhält 60 neue Kampfflugzeuge.
weiterhin sieht ein Gesetzesentwurf die Möglichkeit eines freiwil l igen Dienstes für Frauen ab dem Jahr
200 l, sowie einen obligatorischen neunmonatigen Dienst von Rekruten in Grenzregionen des Landes vor.
Regierungssprecher Reppas betonte in diesem Zusammenhang, das im Herbst 1996 beschlossene Rüstungs-
programm werde unabhängig von der Entwicklung der griechisch-türkischen Beziehungen nach dem Madri-
der Abkommen umgesetzr..Trorz des gegenwärtig entspannteren Klimas sei auch künftig die Entwicklung in
der Türkei unberechenbar.To

I Karte :unt lmia-Konflikt nach: Fischer Weltalmanach 97 (Frankfurr. 1996)

Vgl .  "Enoples Dynameis:  mikra v imatapros,sost i  katef th insi" .  I  Kathimertn i .  (3.8.1997) 5.6.  und , ,Marathonios diaplokis Kl .pr iakoukai  El l inotourk ikon". l  Kathimertnt .  (3.8.199i) .  S 10.
Vgf.  "Gefahr aus dem Osten ble ibt ' , .  . l thener Zei tung.  ( l .g. lg97).
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Reaktion d. griech. Regierung im Fall  der UNO-Anerkennung

Skopjes unter Einschluß des Begrif fes "Makedonien" bei
gleichzeit igem Abschluß eines Vertrages Athen-Skopje.

(Angaben in  Prozent )  
2b ,7  Abrehnuns -  Ke ine  Anerkennuns skop jes

ke ine 'Gegenmaßnahmen '  (Boykot t )

11  3  Zuet immung

8,7  And.  Lösung/K.4 .

54 ,4
Ablehnung -  Keine Anerkennung Skopjes

u n d ' G e g e n m a ß n ä h m e n '  ( ' G r e n z e n  e c h l i e B e n ' )

B e f r a g u n g '  S o m m e r  9 3 ,  K a t h i m e r i n i  1 6 . 8 . 9 3 Grafik 1 -

(Prozentangaben)

Was können wir (Griechenland) im Makedo"
nien-Problem erreichen (März 1996)

Zusges.Name Ohne 'Makedon ien '

A L C O - M a r t e l , M ä r z  9 e  t ü r ' E l e t t h e r o t y p l a '

2  v e r s c h .  N a m e n  W e i ß  n i c h t

- Grafik 2 -

Beendigung des Streites Athen-Skopje
(Befragung vom März 1996)

(Prozentangaben)




